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Beiträge zur Praxis des äſterr. Waſſerrechtsgeſetzes. 
Von Dr. Moriz Caſpaar. 
Die Waſſerbeuützung zur Fortſchaffung gewerblicher und induſtrieller 
Abfälle. 


(Fortſetzung.) 

Zur Klarſtellung unſerer Frage wollen wir einen Fall der Praxis 
beſprechen, der ſeiner Bedeutung gemäß Beachtung verdient und für 
den ſich in den Alpenländern gewiß viele ähnliche Beiſpiele finden 
laſſen: es iſt dies die Schlafentrift am Vordernbergerbache. 
Die örtliche Lage des Bergortes Vordernberg macht eine Deponirung 
der beim Betriebe der daſelbſt befindlichen Eiſenhochöfen abfallenden 
Hochofenſchlaken unmöglich. Nachdem der Transport dieſer Abfälle in 
das flache Land zum Zwecke der Ablagerung daſelbſt enorme Koſten 
verurſachen und die Concurrenzfähigkeit der Vordernberger Hochöſen 
mit anderen Hochofenanlagen unmöglich machen würde, ſo werden ſeit 
jeher die abfallenden Schlaken durch den Vordernbergerbach getriftet. 
Dieſe Trift iſt eine Jahrhunderte alte Gepflogenheit und umfaßte nicht 
allein die Abfälle der Hochöfen, ſondern auch jene der am Vordern⸗ 
bergerbache gelegenen Hammerwerke, bezw. Eiſenraffinirwerke. Die 
Schlakentrift war eine althergebrachte Uebung und durch die örtlichen 
Verhältniſſe eine Exiſtenzbedingung der Eiſeninduſtrie des Vordernberger⸗ 
thales Das Triftrecht wurde als ein Beſtandtheil der montaniſtiſchen 
Coneeſſionen, auf welche die Hochöfen und Hammerwerke gegründet 
waren, angeſehen. 

Die ſteigende Production der Hochöfen in Vordernberg und die 
Entwicklung der längs des Vordernbergerbaches gelegene Raffinirwerke 
haben auch eine intenſivere Inanſpruchnahme des Vordernbergerbaches 
als Triftwaſſer mit ſich gebracht. Dieſe mußte ſich den Waſſerwerks⸗ 
beſitzern in dem Maße fühlbar machen, als die Triftung ohne Rückſicht 
auf den Waſſerſtand geſchah, was bei kleineren Waſſerſtänden Ab⸗ 
lagerungen von Materialien in den Kunſtgerinnen ſowie im Bachbette 
zur Folge hatte. 

Dieſe an einzelnen Stellen des Vordernbergerbaches beobachteten 
Uebelſtände boten die Veranlaſſung, daß zuerſt im Jahre 1857 einzelne 
Mühlenbeſitzer gegen die Triftung beim Kreisamte Bruck Beſchwerde 


erhoben Dieſes hat nach Abhaltung einer Localcommiſſion und Ein⸗ 
vernahme von Sachverſtändigen mit Verordnung vom 12. November 
1857, unter Anerkennung des Triftrechtes der Gewerkſchaften, Beſtim⸗ 
mungen für eine geregelte Ausübung der Trift aufgeſtellt. Dieſe um⸗ 
faßten Anordnungen über die Lagerung der Triftmaterialien, über die 
für die Trift erforderliche Höhe des Waſſerſtandes, über ein öfteres 
Durchſchwemmen des Baches, endlich wurden durch ſelbe Materialien von 
hohem ſpecifiſchen Gewichte von der Triftung ausgeſchloſſen. 

Die hiemit getroffenen Vorſchriften wären auch jedenfalls im 
Staude geweſen, eine geordnete Triftung zu ſichern, da ihre Beſtim⸗ 
mungen in kurzeren Zügen alle Vorkehrungen umfaſſen, welche verhindern, 


| daß der Waſſerwerksbetrieb durch Ablagerungen von Abfällen beeinträchtigt 


werde. Sobald man dem Bache nicht mehr Abfälle zur Fortſchaffung 
übergibt, als derſelbe, je nach dem Waſſerſtande, fortbewegen kann, ſo 
iſt damit eine geordnete Triftung geſichert. 

In der erwähnten Verordnung des Kreisamtes Bruck wird der 
Rechtsfrage nur in einer Bemerkung über die Einrichtung eines Wehr⸗ 
ſchlages Erwähnung gethan. Es heißt daſelbſt: daß, „nachdem das 
Kreisamt das Einwerfen von Abfällen der Eiſeninduſtrie in den Vordern⸗ 
bergerbach nicht unbedingt zu verbieten findet, es die Sache der Leobner 
Beſchwerdeführer ſei, ihre Waſſerwerksvorrichtungen der durch die Trift 
der Abfälle bedingten Beſchaffenheit des Betriebswaſſers gemäß zu 
geſtalten und rückſichtlich zu ſchützen.“ 

Dieſer Paſſus wurde ſtets ſo aufgefaßt, daß das Kreisamt den 
thatſächlichen Beſtand der Triftung als eines Waſſerbenützungsrechtes, 
welches theilweiſe ein Ausfluß der Bergbauconceſſion iſt, theilweiſe auf 
Erſitzung durch Ausübung ſeit unvordenklicher Zeit beruht, anerkennt, 
und daß die Beſchwerdeführer darauf hingewieſen werden, daß ihre 
Waſſerrechte mit der aus der Triftung ſich ergebenden Beſchränkung 
belaſtet, daher auch die Waſſerwerksanlagen derart einzurichten ſind, daß 
ſie ſowohl dem eigenen Bedarfe, als den aus der Triftung ſich ergebenden 
Anforderungen entſprechen. Thatſächlich haben auch die ſpäteren Ent⸗ 
ſcheidungen dieſe Verordnung als ausdrückliche Triftbewilligung anerkannt. 

Mit der als Triftordnung zu bezeichnenden Verordnung des 
Kreisamtes Bruck war die Angelegenheit vorläufig abgethan. 

Ueber die Durchführung dieſer Triftordnung liegen directe Nach⸗ 
richten nicht vor; anzunehmen iſt allerdings, daß die Beſtimmungen 
derſelben darum weniger beachtet wurden, weil kein Organ für die 
Ueberwachung aufgeſtellt war. Sollte das Lagern der Abfälle, das 
Einwerfen derſelben mit Erfolg überwacht werden, ſo konnten hiefür 
die Ortspolizeibehörden nicht genügen. 

Dieſem Umſtande iſt es wohl zuzuſchreiben, daß die Triftordnung 
von 1857 nicht den gewünſchten Erfolg hatte. Die Beſtimmungen 
derſelben mochten im Laufe der Jahre in Vergeſſenheit gerathen ſein, 
und es wurde wieder ohne Rückſicht auf den Waſſerſtand getriftet. Da 
der Betrieb der Eiſenwerke intenſiver wurde, daher auch die Inanſpruch⸗ 
nahme des Baches als Triftwaſſer ſtieg, während gleichzeitig einige 
waſſerarme Jahre die Leiſtungsfähigkeit des Baches weſentlich verminderten, 


ſo traten neuerliche Schlafenablagerungen im Bachbette auf und die Folge 
davon war ein erneuertes Einſchreiten der Mühlenbeſitzer gegen die 
Trift, und zwar diesmal unter dem Schutze des mittlerweile erlaſſenen 
Waſſerrechtsgeſetzes. 

Die im Jahre 1873 eingeleitete Action fand erſt nach 12 Jahren 
einen die Jutereſſeuten befriedigenden Abſchluß. Der Verlauf der lang⸗ 
jährigen Verhandlungen iſt für unſere Frage von Intereſſe, daher wir 
über ſelben hier kurz berichten. 

Nach Durchführung einer Localerhebung hat die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft Leoben mit Erlaß vom 26. Auguſt 1873 die Verordnung des Kreis⸗ 
amtes Bruck über die Trift reproducirt, theilweiſe aber darüber hinaus⸗ 
gehend Räumungsarbeiten angeordnet und ſonſtige Verfügungen getroffen. 
Dieſer Erlaß wird in ſpäteren Entſcheidungen als proviſoriſche Trift- 
ordnung bezeichnet. Gleichzeitig wurde eine neuerliche Localerhebung als 
Vorarbeit für eine definitive Entſcheidung angeordnet, und die Aus⸗ 
arbeitung einer Triftordnung durch ein Comite von Fachmännern unter 
Intervention der Bergbehörde angeregt. 

Mittlerweile hatten jedoch ſämmtliche Triftgewerke gegen die 
oberwähnten proviſoriſchen Beſtimmungen recurrirt und hat die k. k. 
Statthalterei Graz dem Recurſe Folge gegeben und angeordnet, daß als 
vorläufige Ordnung ausſchließlich nur die Verordnung des Kreisamtes 
Bruck vom Jahre 1857 betreffend die Regelung der Schlakentrift zu 
republiciren ſei. Gleichzeitig wurde auch angeordnet, daß zu der Local— 
erhebung Sachverſtändige des Berg- und Hüttenfaches beizuziehen ſeien. 
Der letzteren Beſtimmung war bei der inzwiſchen durchgeführten Wen 
lichen Localerhebung entſprochen worden, und die Sachlage war durch 
die Entſcheidung der k. k. Statthalterei nur inſoweit geändert, daß ſtatt 
der proviſoriſchen Triftordnung die alte Verordnung des Kreisamtes 
Bruck aufrecht beſtehen blieb; im Uebrigen wurde an der Aufſtellung 
einer zweckentſprechenden neuen Triftordnung weiter gearbeitet. 

Auf Grund dieſer Vorarbeiten erfolgte nun die Entſcheidung der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft Leoben vom 25. April 1874, nach welcher 
die Schlakentrift durch eine neue Triftordnung geregelt wurde. 

Der Entſcheidung entnehmen wir, daß die Bezirkshauptmannſchaft 
vorerſt den Act der k. k. Statthalterei zur Entſcheidung vorgelegt hatte, 
wahrſcheinlich aus Rückſicht auf die früher eingebrachten Recurſe. Der 
Erlaß beginnt daher mit der für unſere Frage wichtigen Bemerkung: 
Die k. k. Statthalterei habe die Verhandlungsacten mit dem Bemerken 
rückgeſendet, „daß über die Zuläſſigkeit, den Umfang und die Daner 
dieſer Schlakenſchwemmung, ſowie über die Regelung derſelben durch 
die Bezirksbehörde in erſter Inſtanz zu entſcheiden jei.“ Der Erlaß der 
Bezirkshauptmannſchaft beruft ſich rückſichtlich der Beurtheilung der 
Zuläſſigkeit der Schlakentrift auf Artikel III Einführungsgeſetz zum Waſſer⸗ 
rechtsgeſetze, und weiſt ausdrücklich auf die bereits erfolgte Genehmigung der 
Trift durch das Kreisamt Bruck hin, daher es ſich gegenwärtig „nur mehr 
um den Umfang, die Dauer und die Regelung der Schlakentrift mit 
Rückſicht auf die ſeit dem Jahre 1857 eingetretene Vermehrung der 
Schlakenproduction handeln kann.“ 

Die einen integrirenden Theil der Entſcheidung bildende provi— 
ſoriſche Schlakentriftordnung hält ſich im Weſentlichen an die bereits 
früher aufgeſtellten Beſtimmungen, welche aus der Natur einer, dritte 
Intereſſen möglichſt ſchonenden Triftung ſich ergeben: Beachtung des 
Waſſerſtandes, vom Waſſer geſchützte Lagerung der Triftmaterialien, 
Einhaltung einer beſtimmten Korngröße, endlich Ausſchluß ſpeeifiſch 
ſchwerer Materialien, die das Waſſer nicht fortbewegen kann, bilden die 
wichtigſten Beſtimmungen derſelben; ebenſo wird die Triftaufſicht geregelt, 
und zwar durch Aufſtellung eines Triftmeiſters. 

Der Erlaß ordnete ferner an, daß das Bachbett an einzelnen 
Stellen, an welchen es ſtark verſandet war, geräumt werde; dies wurde 
aber dadurch gegenſtandslos, daß bei der nun eingeführten geregelten 
Trift ſehr bald der Bach ſelbſt die Räumung beſorgt hatte. 

Bezüglich der Entſchädigungsfrage ward beſtimmt, daß die Trift⸗ 
gewerke Fürſorge zu treffen haben, „daß die durch die Triftung ent⸗ 
ſtandenen Schäden ausgebeſſert und beziehungsweiſe vergütet und all⸗ 
fällige ſchädliche Schlakenanhäufungen im Bachbette entfernt werden.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung wurde wiederum recurrirt. Die hierauf 
folgende Entſcheidung der k. k. Statthalterei in Graz vom 25. April 
1874 zeichnet ſich durch beſondere Klarſtellung der Rechtsfrage aus, 
daher wir derſelben einige Sätze entnehmen. 

Vor Allem wird conſtatirt, daß die namentlich angeführten Trift⸗ 
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gewerke „den Vordernbergerbach ſeit jeher zur Schlafentrift und über⸗ 
haupt zur Abführung der Abfälle der Eiſeninduſtrie benützen — des— 
gleichen werde der Straßenabraum in dieſen Bach geworfen und ver⸗ 
ſchwemmt. Dieſe Gepflogenheit rührt daher, daß im Vordernberger— 
thale der Raum zu beengt iſt, um dieſe Abfälle in loco aufzubehalten 
und daß deren Weiterverfrachtung den Eiſeninduſtriellen und dem 
Straßenärare ſchwere Koſten auferlegen würde. Ueber die Beſchwerde 
der Waſſerwerksbeſitzer wurde die Triſtung durch das Kreisamt Bruck 
im Jahre 1857 geregelt: „Kraft dieſer Verordnung und des 
Artikels Ill der Kundmachung des W. R. G. vom 18. Jänner 
1872 beſteht daher zu Gunſten der erwähnten Parteien 
ein beſchränktes Schlaken⸗ ꝛc. Triftrecht.“ 

Im Uebrigen ändert die Entſcheidung die Triftordnung in einzel— 
nen weniger bedeutenden Punkten und regelt einzelne in den einge— 
brachten Recurſen aufgeworfene Fragen. Die Entſcheidung ſpricht ſich 
dahin aus, daß die Triftordnung keine rückwirkende Kraft hat, daß Er- 
ſatzanſprüche für die Vergangenheit beſonders geſtellt werden müßten, 
jedoch wahrſcheinlich auf den Rechtsweg zu verweiſen ſein wären, end— 
lich, daß die Triftordnung den Charakter eines Proviſoriums hat und 
eventuelle Vervollſtändigungen nicht ausſchließt. 

Das Triftrecht wurde in der Entſcheidung der k. k. Statthalterei 
Graz, wie ſchon erwähnt, als auf Grund der unvordenklichen Ausübung 
wie der Verordnung des Kreisamtes Bruck als zu Recht beſtehend 
anerkannt. Als Gegenſtand der Regelung wurde nur die Triftordnung 
angeſehen und nur die Fürſorge für eventuelle ſpäter entſtehende Schä— 
den, nicht aber die Austragung vermuthlicher, bereits beſtehender Schaden— 
erſatzanſprüche in den Bereich der Entſcheidung gezogen. 

Es war daher auch nicht die Triftberechtigung von der Zuſtim— 
mung der Waſſerwerksbeſitzer oder von einer vorhergehenden Auseinander— 
ſetzung mit denſelben abhängig gemacht, wie es allerdings der Wunſch 
der nicht triftenden Waſſerwerksbeſitzer geweſen wäre. Nachdem es ſich 
nicht um die Verleihung eines neuen Waſſerbenützungsrechtes, ſondern 
nur um die Regelung der Ausübung eines bereits beſtehenden handelte, 
war dieſer Vorgang auch dem Geſetze vollkommen entſprechend. 

Von Intereſſe iſt in der Entſcheidung der Statthalterei die Be— 
merkung, „es ſei durchaus nicht conſtatirt, ob die Schlakentrift oder 
die Mühlen am Vordernbergerbache älteren Urſprunges ſeien“. 

Die Triftordnung war nun eingeführt worden, und es kann wohl 
geſagt werden, daß die Handhabung den gehegten Erwartungen entſprach 
und thatſächlich die früheren Uebelſtände entfielen. Der Bach hatte, 
nachdem ihm weiters keine unmögliche Leiſtung zugemuthet wurde, ſein 
Bett bald in Ordnung gebracht, und ohne größere Aushebungsarbeiten 
waren die früher beanſtändeten Schlakenanſammlungen verſchwunden 

Für die Triſtgewerke brachte daher die über den Recurs der 
Waſſerwerksbeſitzer erfloſſene Entſcheidung des k. k. Ackerbauminiſteriums 
vom 19. März 1876 eine große Ueberraſchung, als mit derſelben auf 
Grund des § 18 das Waſſerrechtsgeſetzes „die fernere Benützung des 
Vordernbergerbaches zur Triftung nur gegen Widerruf und bis längſtens 
Ende des Jahres 1878“ geſtattet wurde. 

Nachdem der Entſcheidung des k. k. Ackerbauminiſteriums beziig- 
lich dieſes wichtigen Punktes keine Begründung beigefügt iſt, ſo läßt 
ſich nicht ermeſſen, welche Erwägungen für dieſe Entſcheidung, die in 
vollem Gegenſatze zu jenen der unteren Inſtanzen ſteht, und die in ihrer 
Tragweite die Induſtrie des Vordernbergerthales auf das empfind⸗ 
lichſte treffen konnte, maßgebend waren. Eine Beſchwerde an den Ver— 
waltungsgerichtshof wurde gegen dieſe Entſcheidung nicht eingebracht, 
und ſo entfiel auch dieſe Gelegenheit, die Motive des Ackerbauminiſte— 
riums kennen zu lernen. Daß die Triftgewerke von dieſem Rechtsmittel 
keinen Gebrauch machten, mag wohl theilweiſe auf die Neuheit der 
Inſtitution des Verwaltungsgerichtshofes (im Jahre 1876) zurückzuführen 
ſein; mehr noch dürfte die volle Ueberzeugung, daß eine Einſtellung 
der Trift einfach unmöglich wäre, hiezu beigetragen haben. 

Die Entſcheidung iſt in den wichtigſten Punkten ſo kurz gehalten, 
daß es ſchwer iſt, eine Erörterung über das Meritoriſche derſelben anzu⸗ 
ſtellen. Nachdem der § 18 citirt wird, der ohne Zweifel nur für die 
Erwerbung, beziehungsweiſe Verleihung einer neuen Conceſſion gilt, 
jo muß man ſchließen, daß das Miniſterium von einem rechtlichen Be⸗ 
ſtande der Triftung abſtrahirt und ſich damit in vollem Gegenſatze zu 
den Entſcheidungen der erſten Inſtanzen geſtellt hat. Das Gleiche gilt 
gegenüber der Entſcheidung des Kreisamtes Bruck vom Jahre 1857. 


Während die erſten Inſtanzeu unter Vorausſetzung des rechtlichen 
Beſtandes der Trift nur die Ausübung derſelben regelten, trifft die 
Entſcheidung der letzten Inſtanz das Recht als ſolches, und zwar unter 
Anwendung des § 18. Für die Dauer der beſchränkt und auf Wider⸗ 
ruf geſtatteten Trift wurde gleichzeitig auch die Triftordnung mit eini⸗ 
gen Modtficationen feſtgeſtellt. Ueber die Entſchädigungsfrage wurde 
nichts entſchieden, und waren daher jedenfalls auch die Wünſche der 
recurrirenden Waſſerwerksbeſitzer nicht befriedigt. 

Welcher Zuſtand war nun durch die Entſcheidung des k. k. Acker⸗ 
bauminiſteriums geſchaffen? Vorläufig war die Trift bewilligt und damit 
den augenblicklichen Bedürfniſſen entſprochen. Die Gefahr, welche für 
die Jutereſſen der Triftgewerke in der beſchränkten Dauer ſowie in 
der Verleihung auf Widerruf lag, wurde darum nicht in ihrer vollen 
Tragweite gewürdigt, weil es allgemeine Ueberzeugung war, die Be— 
hörde werde den thatſächlichen Verhältniſſen Rechnung tragen und end— 
lich trotz der vorliegenden Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums auf 
eine definitive Triftordnung eingehen. Diefer Vorausſetzung wurde auch 
von Seite der Behörde nicht allein durch wiederholte Verlängerungen 
des Triftproviſoriums entſprochen, es wurden vielmehr von derſelben 
ſelbſt jene Vorarbeiten eingeleitet, welche einer definitiven Triftordnung 
zweckmäßig vorangehen mußten Mit dieſen Vorarbeiten war außerdem 
noch die Regelung der Entſchädigungsanſprüche verbundeu, welche in 
den Entſcheidungen nicht enthalten war. So wurde denn die Schlafen- 
trift nach Verlauf von 10 Jahren definitiv geregelt, und es kann der 
competenten Verwaltungsbehörde die Anerkennung nicht verſagt werden, 
daß ſie trotz der in der Frage vielfach vorliegenden Schwierigkeiten 
endlich nach Jahren die Löſung dieſer für den Bezirk hochwichtigen 
Frage durchgeſetzt hat. 

Den Gang der umfangreichen Verhandlungen von der Entſcheidung 
des Miniſteriums (19. März 1876) bis zur definitiven Regelung der 


Schlakentrift (durch die Entiheidung der k. k. Bezirkshanptmannſchaft 


Leoben vom 9. October 1885) wollen wir folgend kurz darſtellen. 

Nach Einführung der Triftordnung wurde eine Begehung des Bach— 
bettes vorgenommen und wurden auch von den Betheiligten Gutachten über 
die Nothwendigkeit der Schlakentrift oder die Möglichkeit, dieſe Art des 
Transportes durch eine andere zu erſetzen, eingeholt. Die abgegebenen 
Gutachten wieſen alle nach, daß es unmöglich ſei, ohne ſchwerwiegende 
Folgen für die Induſtrie die Schlakentrift durch eine andere Vor— 
kehrung zu erſetzen, dasſelbe hatten die Verwaltungsbehörden erſter und 
zweiter Inſtanz ſtets behauptet. Die Begehung des Bachbettes ergab, 
daß die geregelte Trift, welche den Bach nur nach Maßgabe ſeiner 
Leiſtungsfähigkeit in Anſpruch nimmt, Schlakenanhäuſungen nicht ver- 
urſache, und daß die ſeinerzeit gerügten Uebelſtände thatſächlich nur der 
ungeregelten Triftung zuzuſchreiben waren. Es wurde daher auch nach 


Ablauf des erſten Proviſoriums, d. i, mit Ende 1878, die Geltungs⸗ 


dauer der Trift auf drei Jahre erneuert, Ende 1881 wieder auf drei 
Jahre und Ende 1884 auf weitere drei Jahre, d. i. bis Ende 1887. 
Im Jahre 1885 wurde die Einleitung getroffen für die definitive 
Triftbewilligung und dafür eine neuerliche Begehung, ſowie eine durch 
die Umſtände nothwendige Redigirung der Triftordnung unter Theil⸗ 
nahme der Intereſſenten angeordnet. 

Mittlerweile waren zwiſchen den Triſtgewerken und den an der 
Trift nicht betheiligten Waſſerwerksbeſitzern Abfindungsverträge geſchloſſen 
worden, durch welche den letzteren für die ihnen aus der ordnungs— 
mäßigen Triſtung erwachſenden Nachtheile Entſchädigungsbeträge zuge— 
ſichert wurden. Wenn auch von Seite der Verwaltungsbehörde auf die 
Regelung der Entſchädigungsfrage kein directer Einfluß geübt wurde, 
ſo wurde doch den betheiligten Triftgewerken nahegelegt, daß mit der 
Ordnung der Entſchädigungen auch die einer definitiven Regelung der 
Trift entgegenſtehenden Schwierigkeiten beſeitigt würden, während auch 
den Waſſerwerksbeſitzern endlich klar geworden war, daß ſie überſpannte 
Entſchädigungsauſprüche nicht durchſetzen konnten. Auf dieſem Wege hat 
auch die Behörde, ohne daß in den früheren Entſcheidungen die Ent- 
ſchädigungsfrage zum Austrage gekommen wäre, es doch erzielt, daß die 
ſcheinbar unaustragbaren Differenzen eine einverſtändliche Löſung fanden. 

Die erwähnten Uebereinkommen wurden vor der Behörde abge— 
ſchloſſen und bildeten dadurch einen weſentlichen Beſtandtheil der Ver⸗ 
haudlungsacten. Die Entſchädigung beſchränkt ſich auf die aus der ord⸗ 
nungsmäßigen Triftung ſich ergebenden Nachtheile, d. i. eine ſtärkere 
Abnützung der Waſſerwerke, zeitweiliges Oeffnen der Sandkäſten u. dgl. 
Für Schäden, welche eine ordnungswidrige Trift verurſachen würde, 
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bleibt die ſpecielle Entſchädigungspflicht aufrecht. Ihre definitive Regelung 
fand die Triftfrage in der Entſcheidung der k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
Leoben vom 9. October 1885. In derſelben wurde ausdrücklich auf 
Grund des S 15 W. R. G. das Triften von Schlafen, Schlakenſand, 
anderen Abfällen der Eiſeninduſtrie und Kohllöſche im Vordernberger⸗ 
bache nach Maßgabe der unter Einem erlaſſenen und einen integriren⸗ 
den Beſtandtheil dieſes Erkenntniſſes bildenden Triftordnung 5 
definitiv bewilligt. 

Erwähnt muß werden, daß auch dieſer Entſcheidung Verhand⸗ 
lungen mit den höheren Verwaltungsinſtanzen vorangegangen waren, 
was wohl auf die ſeinerzeitige Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums 
zurückzuführen iſt Thatſächlich hat, wie es auch dem Geſetze entſpricht, 
die Verwaltungsbehörde erſter Inſtanz die Entſcheidung gefällt, unab⸗ 
hängig von der in der gleichen Sache vor neun Jahren erfloſſenen 
Entſcheidung der dritten Inſtanz. 

Nachdem gegen die genannte Entſcheidung der erſten Inſtanz kein 
Recurs eingebracht wurde, iſt ſelbe in Rechtskraft erwachſen, und wurde 
damit eine durch nahezu zwei Jahrzehnte anhängige Angelegenheit aus— 
getragen. Die in den letzten Jahren durchgeführten Entſchädigungs— 
verhandlungen hatten allerdings den Erfolg, daß gegen die Entſcheidung 
nicht recurrirt wurde. Die Entſcheidung war jedoch nicht von einer vor— 
herigen Austragung der beſtehenden Differenzen abhängig. Thatſächlich 
hat auch bei der letzten Begehungscommiſſion ein Waſſerwerksbeſitzer 
Forderungen geſtellt, welche über ſeine vertragsmäßigen Abmachungen 
hinausgingen, und wurde damit in der Entſcheidung abgewieſen. Ebenſo 
wären aber auch andere Entfchädigungsanſprüche abzuweiſen, beziehungs⸗ 
weiſe einer beſonderen Verhandlung vorzubehalten geweſen. 

Auf die Beſtimmungen der Triftordnung näher einzugehen, 
würde uns zu weit führen; wir erwähnen nur, daß den Triſtgewerken 
durch dieſelbe die Beſchränkung auferlegt wird, nach Maßgabe der 
Leiſtungsfähigkeit des Baches, d. i. nach dem Waſſerſtande zu triften, 


daß für die aus dieſer ordnungsmäßigen Triftung ſich ergebenden Nach— 


theile die Waſſerwerksbeſitzer jährliche Entſchädigungsbeträge beziehen, 
daß jedoch nebſtbei die Triftgewerke für die Folgen einer ordnungs⸗ 
widrigen Trift haften. 

Anzuführen wäre noch, daß von einer Beeinträchtigung der 
Fiſcherei überhaupt nie die Rede ſein konnte, weil thatſächlich die Trift 
ſeit jeher beſtand, und daß weiters dieſe Frage überhaupt nicht zur 
Sprache kam, weil die Fiſchereiberechtigungen einzelnen Triftgewerken 
zuſtehen. 

(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenz bei der Störung im Beſitze des Rechtes der Waſſer⸗ 


| einleitung zur Gewinnung eines Eisplatzes. Zu § 3, Al. 2 des 


Neichswaſſergeſetzes vom 30. Mai 1869, N. G. Bl. Nr. 93. 

Der Meraner Eislauſverein belangte den B. und C. wegen Beſitz— 
ſtörung und führte in der Klage an, er habe die der Joſepha Venter 
gehörige, an den Gratſcher Fahrweg grenzende Keſſelwieſe in Pacht 
genommen und ſtehe ihm als Pächter das Recht zu, das Waſſer aus 
dem nördlich gelegenen Etſchwaale zur Gewinnung eines Eisplatzes vom 
Waale abzuleiten und in die Keſſelwieſe einzulaſſen. Im ruhigen Beſitze 
dieſes Rechtes ſei nun Kläger in der Nacht vom 27. auf den 28. Jänner 
1885 durch die Geklagten dadurch geſtört worden, daß dieſe zwei Mal, 
um 6°, und 11 Uhr, das Waſſer ableiteten und die Holzläden, welche 
das Waſſer in die Wieſe ableiteten, wegnahmen und ſich zneigneten. 
Gegen die Klage erhoben die Geklagten die Incompetenzeinwendung, 
weil dieſe Angelegenheit in den Wirkungskreis der politiſchen Behörden 
gehöre. 

Die erſte Inſtanz gab dieſer Einwendung ſtatt: in Aubetracht, 
daß die Beklagten behaupten, die Holzläden blos deswegen entfernt zu 
haben, um die Gefahr einer Stauung des Waſſers im Etſchwaale und 
dadurch einer Ueberſchwemmung der umliegenden Grundſtücke zu beſeitigen; 
in Erwägung, daß klägeriſcherſeits zugegeben wurde, daß damals in 
Folge der herrſchenden Kälte ein Eisrinnen im Etſchwaale ſtattfand, 
daß bei ſtarker Kälte und häufigem Eisrinnen ein Ueberlanfen des Etſch— 
waales möglich jet und daß die Vereinsleitung im Bewußtſein dieſer 
Möglichkeit ihre Bedienſteten beauftragt hatte, während der Dauer des 
Froſtes mehrmals in der Nacht nachzuſehen und das Geeignete gegen 


das Ueberlaufen des Waſſers vorzukehren; in der Erwägung, daß nach 
Art. II des Geſetzes vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. Nr. 64 (Waſſer⸗ 
recht für Tirol), die Ausübung von Waſſerbezugsrechten und das 
bezügliche Verfahren ſich nach dieſem Geſetze zu richten hat, daß nach 
§ 10 dieſes Geſetzes durch die Waſſerbenützung kein das Recht eines 
Anderen beeinträchtigender Rückſtand und keine Ueberſchwemmung fremder 
Grundſtücke verurſacht werden darf; daß nach § 16 dieſes Geſetzes zu 
jeder Benützung des Waſſers, woraus eine Einwirkung auf fremde 
Rechte entſtehen kann, die Bewilligung der politiſchen Behörde erforder⸗ 
lich iſt; daß nach 8 20 des Geſetzes Vorrichtungen zur Waſſerbenützung 
in einem ſolchen Zuſtande herzuſtellen und zu erhalten ſind, daß ſie 
dem Eiſe einen thunlichſt ungehinderten Abfluß laſſen, wobei eventuelle 
Gebrechen durch die politiſche Behörde abzuſtellen ſind; in Erwägung, 
daß das Klagebegehren auch auf Wiederherſtellung des früheren Zu⸗ 
ſtandes gerichtet iſt, wobei nach den Beſtimmungen der angeführten 
Geſetzesſtellen nur die politiſche Behörde eine Entſcheidung zu treffen 
befugt iſt; in Erwägung endlich, daß nach § 75 dieſes Geſetzes alle 
Angelegenheiten, welche ſich auf die Benützung, Leitung und Abwehr 
der Gewäſſer nach dieſem Geſetze beziehen, in den Wirkungskreis der 
politiſchen Behörden gehören und daß die Beklagten die Einwendung der 
Incompetenz erhoben haben. 

Die zweite Inſtanz hat in Stattgebung des Recurſes des Klägers 
die von den Geklagten erhobene Einwendung der Incompetenz des 
Gerichtes verworfen und dem Bezirksgerichte aufgetragen, in der Sache 
ſelbſt zu entſcheiden, und zwar in Erwägung, daß es ſich im gegen⸗ 
wärtigen Falle ausſchließlich darum handelt, zu unterſuchen, ob die 
Geklagten durch die ihnen zur Laſt gelegte Handlung fi) der wider— 
rechtlichen Störung eines von dem klägeriſchen Vereine thatſächlich 


ausgeübten Waſſerbenützungsrechtes ſchuldig gemacht haben oder nicht; 


in Erwägung, daß die Frage, ob Jemand im Beſitze eines Rechtes 
geſtört wurde, nicht der Entſcheidung der Verwaltungsbehörden, ſondern 
jener der Gerichte, und zwar um ſo gewiſſer unterliegt, als nach § 3, 
Al. 2 des Geſetzes vom 28. Auguſt 1870 über Benützung, Leitung 
und Abwehr der Gewäſſer die den Beſitz ſchützenden Vorſchriften des 
allgemeinen bürgerlichen Rechtes ausdrücklich gewahrt erſcheinen und 
ſchon zur Verhütung der Begründung eines neuen thatſächlichen Beſitzes 
dem vorhandenen factiſchen Beſitzſtande, falls er widerrechtlich geſtört 
wurde, der Schutz nicht verweigert werden darf. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat, den ordentlichen Reviſionsrecurs 
der Geklagten als zuläſſig anſehend, mit Entſcheidung vom 9. Juni 
1885, 3. 6731, die obergerichtliche Verordnung mit Bezugnahme auf 
die Gründe derſelben beſtätigt. Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Berordnungen. 


1885. I. Semeſter. 
Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des Miniſteriums für 
Cultus und Unterricht. 

I. Stück. Ausgeg. am 1. Jänner. — — — 

II. Stück. Ausgeg. am 15. Jänner. — Nr. 1. Geſetz vom 28. Decem⸗ 
ber 1882 für das Königreich Galizien und Lodomerien ſammt dem Groß⸗ 
herzogthume Krakau betreffend die Koſten der Erhaltung und Errichtung der 
Volksſchulen und über die Schulfonde. — Nr. 2. Erlaß des Miniſters für 
Cultus und Unterricht vom 22. December 1884, Z. 22.312, betreffend die zu 
entrichtende Gebühr von der Entlohnung der als Religionslehrer verwendeten 
Weltprieſter und anderer Lehrkräfte für die nicht obligaten Lehrfächer. 

III. Stück. Ausgeg. am 1. Februar. — Nr. 3. Abdruck von Nr. 5 
R. G. Bl. 

IV. Stück. Ausgeg,. am 15. Februar. — Nr. 4. Geſetz vom 28. Decem⸗ 
ber 1884, mit welchem einige Beſtimmungen der Landesgeſetze vom 19. Decem⸗ 
ber 1874, Z. 37, und 26. October 1875, Z. 27, abgeändert werden. — Nr. 5. 
Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 9. Februar 1885, 
Z. 1562, betreffend den Vorgang bei Gewährung von Schulbeſuchserleichterungen 
an Privat⸗Volksſchulen. — Nr. 6. Erlaß des Miniſters für Cultus und Unter⸗ 
richt vom 26. Jänner 1885, 3. 1526, an die Rectorate der k. k. techniſchen 
Hochſchulen und das Rectorat der k. k. Hochſchule für Bodencultur in Wien, 
betreffend die Stellung der mit Titel oder Titel und Charakter eines außer⸗ 
ordentlichen Profeſſors bekleideten Docenten. 


(Fortſetzung folgt.) 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Oberfinanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzrath und Leiter der Finanzprocuratur in Laibach 
Dr. Joſeph Racié zum Oberfinanzrathe und Finanzprocurator daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den beim Finanzminiſterium in Verwendung 
ſtehenden, mit Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes bekleideten Finanz⸗ 
rath der Finanz-Landesdirectton in Wien Franz Gnedt zum Oberfinanzrathe 
extra statum ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialſeeretär 
Sectionsrathe im Finanzminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Viceconſul Victorin von Borheck den Titel 
eines Legationsſecretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Cavaliere Ginſeppe Ballarini in Bologna 
zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Thomas Bey nov 
beſoldeten Viceconſul in Newport⸗Mon ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector im Miniſterium des 
Innern Joſeph Kupka den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter der Stadt Freudenthal in 
Schleſien Guſtav Gabriel das goldene Verdienſtkreuz mit der Kroue verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthalterei⸗Secretäre Dr. Theophil Sozanski, Ferdinand Ritter von Popiel, 


Johann Kapf zum 


zum un⸗ 


[Victorin Reichelt, Dr. Edwin Ptazek, Anton Lewieki und Sigismund 


Ritter von Rogoyski, dann den Miniſterial-Vieeſecretär im Miniſterium des 
Innern Dr. Adam Ritter von Fedorowiez zu Bezirkshauptmännern und die 
Bezirkscommiſſäre Titus Edlen von Karchezy, Sigismund Maſiuk, Stanis⸗ 
laus Czerwinski, Karl Ladislaus Kurykowiez, Auguſt Grafen Dzied u— 
szyeki, Edmund Ritter von Romer und Boleslaus Ritter von Rozwadowski 
zu Statthalterei⸗Secretären in Galizien ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Concipiſten der Polizeidireetion in Lemberg Michael Zajgezkowski zum 
Polizeicommiſſär ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtſecretär Eduard Effenberger zum 
Poſtrathe in Wien ernannt. 


Erledigungen. 


Secundararztensſtelle mit 600 fl. Gehalt, Naturalquartier, Verpflegung 
erſter Claſſe in der niederöſterreichiſchen Landes⸗Irrenanſtalt in Wien und eine 
Hilfsarztensſtelle mit 360 fl. Gehalt, Naturalquartier und Verpflegung zweiter 
Claſſe in eben dieſer Anſtalt, bis Ende Februar. Amtsbl. Nr. 35.) 


Verlag 


der Manz'schen k. k. Hof. Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Grundzüge der Volkswirthschaftslehre 


oder 


Grundlage der socialen und politischen Oekonomie. 
Von 
Dr. Wilhelm Neurath. 


XXIV und 337 Seiten gr. 8. Preis: 2 fl. 


Der Verfasser besitzt die seltene Gabe, Vieles mit Wenigem 
zu sagen, die Grundsätze ganzer Theorien mit einigen präcisen Kenn- 
zeichen darzulegen und scheut ersichtlich nichts so sehr, als Ab- 
spannung des Interesses. Hiezu gesellt sich der weitere Vorzug einer 
wirklich getreuen und überall unbefangenen Objectivität, welche selbst 
dem Vergriffenen und Schwärmerischen gerecht wird, insoferne das 
Wahre hieran gebührend erkannt und der entwicklungsfähige Keim 
aufgezeigt ist. Heute, wo auf dem ökonomischen Gebiete eigene, 
wohlorganisirte Parteiungen sich energisch befehden, ist vollste Partei- 
losigkeit Haupterforderniss einer auf gediegene Orientirung in dieser 
Disciplin hinstrebenden Darstellung. Wer schliesslich die früheren 
literarischen Arbeiten des Verfassers, insbesondere seine „volkswirth- 
schaftlichen und socialphilosophischen Essays“, kennt, weiss auch die 
stilistische Eleganz zu würdigen, die eine sehr erwünschte Zugabe 
des stofflichen Inhaltes dieses Buches bildet, das viel mehr hält, als 
der Titel verspricht, was heutzutage nicht allzu häufig der Fall ist. 

Das Buch ist in allen Buchhandlungen vorräthig, oder durch 
dieselben sowie vom Verlage zu beziehen. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


